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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Ulm vom 23. Juni 2022 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist die WeitergewÃ¤hrung einer Rente wegen
Erwerbsminderung Ã¼ber den 30.09.2016 hinaus streitig.

Der 1961 geborene KlÃ¤ger absolvierte eine Berufsausbildung zum Automechaniker
und arbeitete ab 1992 als Maschinenbautechniker. Ab Januar 2012 war er
arbeitsunfÃ¤hig. Ab 24.05.2013 bezog er Arbeitslosengeld.

Am 16.05.2013 beantragte er bei der Beklagten die GewÃ¤hrung einer Rente
wegen Erwerbsminderung. Nach Beiziehung u.a. des Entlassberichts vom
04.06.2013 Ã¼ber die in der Zeit vom 05.03.2013 bis zum 15.04.2013 in der B1
Klinik in K1 absolvierte medizinische RehabilitationsmaÃ�nahme, aus der der
KlÃ¤ger bei der Diagnose â��AnpassungsstÃ¶rungenâ�� mit einem mindestens
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sechsstÃ¼ndigen LeistungsvermÃ¶gen sowohl fÃ¼r die zuletzt ausgeÃ¼bte
TÃ¤tigkeit des Maschinenbautechnikers als auch fÃ¼r kÃ¶rperlich bis zu
mittelschwere Arbeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes entlassen wurde, holte die
Beklagte ein Gutachten bei dem J1 ein. Dieser gab in seinem Gutachten vom
26.11.2013 an, der KlÃ¤ger leide unter einer mittelschweren Depression, einer
AnpassungsstÃ¶rung sowie einer selbstunsicheren PersÃ¶nlichkeitsstruktur mit
anankastischen ZÃ¼gen. Zum LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers fÃ¼hrte J1 aus,
dieser sei sowohl in seiner letzten TÃ¤tigkeit als auch auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt nur noch unter drei Stunden arbeitstÃ¤glich leistungsfÃ¤hig.

Im Anschluss an das Gutachten bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit
vom 01.02.2013 bis zum 31.12.2015 eine befristete Rente wegen voller
Erwerbsminderung.

Auf den WeitergewÃ¤hrungsantrag des KlÃ¤gers vom 22.09.2015 holte die Beklagte
zunÃ¤chst den Ã¤rztlichen Befundbericht des K2 vom 22.10.2015 ein, der die
Diagnosen AnpassungsstÃ¶rung und psychosomatischer Symptomkomplex
mitteilte. Sodann holte die Beklagte ein Gutachten bei dem L1 ein. Dieser gab in
seinem Gutachten vom 03.12.2015 an, bei dem KlÃ¤ger bestehe eine rezidivierende
depressive StÃ¶rung, derzeit leicht- bis mittelgradig ausgeprÃ¤gt sowie
anamnestisch ein schmerzhaftes WirbelsÃ¤ulensyndrom, derzeit weitgehend
kompensiert. Er kÃ¶nne eine Simulation oder Aggravation von Beschwerden nicht
ausschlieÃ�en. FÃ¼r leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes verfÃ¼ge der KlÃ¤ger Ã¼ber ein mindestens sechsstÃ¼ndiges
LeistungsvermÃ¶gen. Er empfehle die DurchfÃ¼hrung einer
RehabilitationsmaÃ�nahme und die DurchfÃ¼hrung einer konsequenten
psychiatrisch- und psychopharmakologischen Behandlung.

Mit Bescheid vom 17.12.2015 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger Rente wegen
Erwerbsminderung bis zum 31.01.2016 weiter und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung aus,
die WeitergewÃ¤hrung erfolge, weil aktuelle medizinische Befunde fÃ¼r eine
abschlieÃ�ende Entscheidung Ã¼ber den WeitergewÃ¤hrungsantrag fehlten.

Mit Schreiben vom 28.01.2016 unterbreitete die Beklagte dem KlÃ¤ger ein Angebot
fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung einer psychosomatischen RehabilitationsmaÃ�nahme.

Mit Bescheid vom 17.03.2016 bewilligte sie die Erwerbsminderungsrente Ã¼ber den
31.01.2016 hinaus bis zum Ende der Leistung zur medizinischen Rehabilitation.

Eine mit Bescheid vom 11.04.2016 bewilligte RehabilitationsmaÃ�nahme lehnte der
KlÃ¤ger unter Hinweis auf seine hochgradig belastete familiÃ¤re Situation ab,
woraufhin die Beklagte mit Schreiben vom 09.06.2016 mitteilte, sie ergÃ¤nze den
Bescheid vom 11.04.2016 dahingehend, dass sie mit einer Verschiebung der
RehabilitationsmaÃ�nahme bis zum 30.09.2016 einverstanden sei. Nachdem der
KlÃ¤ger den Antritt der RehabilitationsmaÃ�nahme zunÃ¤chst unter Verweis auf die
hiermit zeitlich kollidierende Hochzeit seines Sohnes und sodann unter Verweis auf
einen GefÃ¤ngnisaufenthalt seines Sohnes ablehnte, hob die Beklagte nach
AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers den Bescheid vom 11.04.2016 Ã¼ber die Bewilligung der
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RehabilitationsmaÃ�nahme durch Bescheid vom 31.10.2016 auf. Die Rentenzahlung
stellte sie mit Ablauf des 30.09.2016 ein.

Mit Bescheid vom 27.01.2017 lehnte die Beklagte den Antrag auf
WeitergewÃ¤hrung der Rente wegen Erwerbsminderung fÃ¼r die Zeit ab
01.10.2016 ab. Die beim KlÃ¤ger bestehenden LeistungseinschrÃ¤nkungen
begrÃ¼ndeten qualitative, keine quantitativen EinschrÃ¤nkungen.

Zur BegrÃ¼ndung seines hiergegen am 15.02.2017 erhobenen Widerspruchs
fÃ¼hrte der KlÃ¤ger im Wesentlichen aus, sein Gesundheitszustand habe sich nicht
wesentlich gebessert. Die Beklagte holte daraufhin den Ã¤rztlichen Befundbericht
des K2 vom 22.08.2017 ein, der mitteilte, der KlÃ¤ger leide unter einem
depressiven ErschÃ¶pfungssyndrom, einer psychogenen Belastungsreaktion und
einem Ã�berlastungssyndrom. Auch bestehe der Verdacht auf eine
AnpassungsstÃ¶rung. Der KlÃ¤ger habe Beschwerden in Gestalt einer langjÃ¤hrigen
psychischen Ã�berlastung durch eine hochgradige familiÃ¤re Konfliktsituation und
sei seit Jahren arbeitsunfÃ¤hig. Zudem wurde die psychotherapeutische
Bescheinigung des S1 vom 28.08.2017 aktenkundig, wonach der KlÃ¤ger durch die
Gesamtbelastung in hÃ¶chstem MaÃ� mental und psychisch angespannt sei und
weder arbeits- noch berufsfÃ¤hig sei. Nach Einholung der sozialmedizinischen
Stellungnahme des E1 vom 27.12.2017, demzufolge keine Funktionsdefizite
bestÃ¼nden, die eine quantitative Leistungsminderung begrÃ¼nden kÃ¶nnten,
wies die Beklagte den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 19.02.2018
zurÃ¼ck.

Zur BegrÃ¼ndung seiner deswegen am 21.03.2018 zum Sozialgericht (SG) Ulm
erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, seine
psychosomatischen Beschwerden hÃ¤tten sich nicht verÃ¤ndert.

Das SG hat Beweis erhoben zunÃ¤chst durch Vernehmung der behandelnden Ã�rzte
als sachverstÃ¤ndige Zeugen. Der K2 hat unter dem 06.02.2019 mitgeteilt, eine
kontinuierliche hausÃ¤rztliche Betreuung durch ihn habe nicht stattgefunden. Beim
KlÃ¤ger bestÃ¼nden langjÃ¤hrige orthopÃ¤dische Probleme, wobei insoweit
Schwerpunkt ein WirbelsÃ¤ulenleiden sei sowie eine langjÃ¤hrige
AnpassungsstÃ¶rung, ein psychosomatischer Symptomkomplex und ein depressives
ErschÃ¶pfungssyndrom. Aus organischer Sicht sei der KlÃ¤ger in der Lage, leichte
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes auszuÃ¼ben. Ob psychische
HinderungsgrÃ¼nde bestÃ¼nden, kÃ¶nne er nicht beurteilen. Die J2 teilte in ihrer
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage vom 14.02.2019 mit, sie habe den KlÃ¤ger
wegen einer auÃ�erordentlichen psychischen Belastungssituation und
orthopÃ¤dischen Beschwerden an Knie, RÃ¼cken, Hals- und LendenwirbelsÃ¤ule
behandelt. Aus orthopÃ¤discher Sicht sei eine leichte vollschichtige TÃ¤tigkeit
eventuell vorstellbar. Ã�ber den Schweregrad der psychischen Erkrankung und
deren Behandelbarkeit kÃ¶nne sie keine Aussage machen. Der S1 hat unter dem
19.02.2019 mitgeteilt, durch die Gesamtbelastung mit seinen beiden SÃ¶hnen,
insbesondere durch die DrogenabhÃ¤ngigkeit des Ã¤lteren Sohnes, sei der KlÃ¤ger
in hÃ¶chstem MaÃ� mental und psychisch angespannt. Er habe ihn deshalb zuletzt
im August 2018 weder arbeits- noch berufsfÃ¤hig gesehen.
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Sodann hat das SG ein medizinisches SachverstÃ¤ndigengutachten bei der A1
eingeholt. Diese hat in ihrem SachverstÃ¤ndigengutachten vom 03.06.2019
mitgeteilt, auf neurologisch-psychiatrischem Fachgebiet bestehe beim KlÃ¤ger eine
neurotische StÃ¶rung, die nicht nÃ¤her bezeichnet werden kÃ¶nne. Die nach dem
Tod der Ehefrau diagnostizierte AnpassungsstÃ¶rung bestehe nicht mehr. In seinen
Alltagsverrichtungen zeige der KlÃ¤ger durchaus eine hohe LeistungsfÃ¤higkeit und
Leistungsbereitschaft, indem er nach seinen eigenen Angaben den gesamten
Haushalt versorge, sich um diverse Personen in seinem Umfeld kÃ¼mmere,
regelmÃ¤Ã�ig auch lÃ¤ngere Autofahrten unternehme und diverse Anwesen pflege.
Aufgrund seiner LeistungsfÃ¤higkeit sei er auch in der Lage, arbeitstÃ¤glich
mindestens sechs Stunden einer bis zu mittelschweren beruflichen TÃ¤tigkeit
nachzugehen.

WÃ¤hrend des Klageverfahrens hat sich der KlÃ¤ger vom 25.02.2020 bis zum
06.03.2020 im UniversitÃ¤tsklinikum U1, Klinik fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie
III, wegen der Diagnose â��Wahnhafte StÃ¶rungâ�� befunden (Entlassbericht des
S2 vom 06.03.2020; endgÃ¼ltiger Arztbericht des S2 vom 18.05.2020).

Nachdem das SG daraufhin den L1 mit der Erstellung eines weiteren
SachverstÃ¤ndigengutachtens beauftragt hatte, hat der KlÃ¤ger im Rahmen der
persÃ¶nlichen Vorsprache vom 17.09.2020 vor der Urkundsbeamtin der
GeschÃ¤ftsstelle des SG erklÃ¤rt, eine Begutachtung abzulehnen und die
DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen Verhandlung beantragt.

Ein von der Beklagten eingeleitetes KontenklÃ¤rungsverfahren ist mangels
Mitwirkung des KlÃ¤gers nicht durchgefÃ¼hrt worden.

Nach AnhÃ¶rung der Beteiligten zur beabsichtigten Verfahrensweise hat das SG die
Klage durch Gerichtsbescheid vom 23.06.2022 abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat
das SG im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger habe keinen Anspruch auf eine
Rente wegen Erwerbsminderung Ã¼ber den 30.09.2016 hinaus, da er jedenfalls bis
Mai 2019 noch Ã¼ber ein mindestens sechsstÃ¼ndiges LeistungsvermÃ¶gen
verfÃ¼ge, was sich aus dem SachverstÃ¤ndigengutachten der A1 und dem im
Wege des Urkundsbeweises verwerteten Gutachten des L1 ergebe. Soweit sich der
Gesundheitszustand des KlÃ¤gers wÃ¤hrend des Klageverfahrens im Februar bzw.
MÃ¤rz 2020 verschlechtert habe und der KlÃ¤ger unter UmstÃ¤nden nun die
medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r eine Erwerbsminderungsrente erfÃ¼lle,
scheitere ein Anspruch allerdings daran, dass der KlÃ¤ger die fÃ¼r einen
Rentenanspruch erforderlichen Vorversicherungszeit im Sinne des Â§ 43 Abs. 1 Satz
1 Nr. 2 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI) letztmals fÃ¼r einen im Mai 2019
eingetretenen Leistungsfall erfÃ¼llt habe.

Zur BegrÃ¼ndung seiner gegen den ihm am 02.07.2022 zugestellten
Gerichtsbescheid am 28.07.2022 zum Landessozialgericht (LSG) Baden-
WÃ¼rttemberg eingelegten Berufung hat der KlÃ¤ger im Wesentlichen
ausgefÃ¼hrt, es bestehe eine groÃ�e familiÃ¤re Belastungssituation. Der Ã¤ltere
Sohn wohne noch bei ihm. Die Enkelkinder seien zwei Tage die Woche bei ihm.
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Der KlÃ¤ger beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung des Gerichtsbescheids des Sozialgerichts Ulm vom
23. Juni 2022 und unter Aufhebung des Bescheides vom 27. Januar 2017 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19. Februar 2018 zu verurteilen, ihm eine
Rente wegen voller, hilfsweise wegen teilweiser Erwerbsminderung Ã¼ber den 30.
September 2016 hinaus zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend. ErgÃ¤nzend weist sie
darauf hin, dass nach ihrer Auffassung die versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Erwerbsminderungsrente letztmalig
zum 31.05.2019 erfÃ¼llt gewesen seien. Im Zeitpunkt der stationÃ¤ren Aufnahme
des KlÃ¤gers im Februar 2020 hÃ¤tten im verlÃ¤ngerten 5-Jahreszeitraum nur 27
Pflichtbeitragsmonate vorgelegen.

Die Berichterstatterin hat mit den Beteiligten am 23.11.2023 einen
ErÃ¶rterungstermin durchgefÃ¼hrt.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichtsakten beider Instanzen und
die beigezogenen Verwaltungsakten der Beklagten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143, 144 Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthafte sowie nach Â§
151 Abs. 1 und 2 SGG form- und fristgerecht eingelegte und auch im Ã�brigen
zulÃ¤ssige Berufung des KlÃ¤gers ist unbegrÃ¼ndet. Das SG hat die Klage des
KlÃ¤gers zu Recht durch Gerichtsbescheid vom 23.02.2022 abgewiesen. Der
angefochtene Bescheid vom 27.01.2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 19.02.2018 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.
Er hat keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller oder teilweiser
Erwerbsminderung Ã¼ber den 30.09.2016 hinaus.

Anspruchsgrundlage fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller
Erwerbsminderung ist Â§ 43 Abs. 2 Satz 1 SGB VI. Danach haben Anspruch auf
Rente wegen voller Erwerbsminderung Versicherte bis zum Erreichen der
Regelaltersgrenze, wenn sie voll erwerbsgemindert sind, in den letzten fÃ¼nf Jahren
vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte
BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit zurÃ¼ckgelegt und vor Eintritt der
Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben. Voll erwerbsgemindert
sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit
auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein (Â§ 43 Abs.
2 Satz 2 SGB VI).
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Anspruch auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung haben Versicherte
gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 1 Satz 1 SGB VI bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze,
wenn sie teilweise erwerbsgemindert sind, in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt
der Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte
BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit zurÃ¼ckgelegt und vor Eintritt der
Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben. Teilweise
erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf
nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu
sein, Â§ 43 Abs. 1 Satz 2 SGB VI.

Eine volle Erwerbsminderung liegt nach der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (BSG) auch dann vor, wenn der Versicherte tÃ¤glich
mindestens drei bis unter sechs Stunden erwerbstÃ¤tig sein kann, der
Teilzeitarbeitsmarkt aber verschlossen ist (BSG, Urteil vom 08.09.2005 â�� B 13 RJ
10/04 R â�� juris, Rn. 18; GÃ¼rtner in BeckOGK, Stand 01.07.2020, SGB VI, Â§ 43
Rn. 58 und 30 ff.).

Nach Â§ 43 Abs. 3 SGB VI ist generell nicht erwerbsgemindert, wer unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage
nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Da es sich bei der Voraussetzung der â��Erwerbsminderungâ�� um ein positives,
den Anspruch begrÃ¼ndendes Element handelt, fÃ¼r das der Versicherte,
vorliegend der KlÃ¤ger, die objektive Fest-stellungslast trÃ¤gt, geht es zu Lasten
des KlÃ¤gers, wenn trotz gerichtlicher Ermittlungen nicht mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit festgestellt werden kann, dass eine quantitative
Leistungsreduzierung besteht (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 20.10.2004 â�� B 5 RJ
48/03 R â�� juris, Rn. 30).

Die Voraussetzungen der Anspruchsgrundlage liegen nicht vor. Der Senat konnte
sich nicht davon Ã¼berzeugen, dass der KlÃ¤ger Ã¼ber den 30.09.2016 hinaus die
medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer
Erwerbsminderungsrente erfÃ¼llt. Eine Erwerbsminderung des KlÃ¤gers, das heiÃ�t
ein Absinken seiner beruflichen und kÃ¶rperlichen LeistungsfÃ¤higkeit auf ein
LeistungsvermÃ¶gen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt von weniger als sechs
Stunden tÃ¤glich, lÃ¤sst sich zur Ã�berzeugung des Senats nicht belegen. Dies folgt
fÃ¼r den Senat insbesondere aus dem SachverstÃ¤ndigengutachten der A1 vom
03.06.2019 und aus dem im Wege des Urkundsbeweises verwerteten Gutachten
des L1.

Auf dem fÃ¼r sein Rentenbegehren maÃ�geblichen Fachgebiet der Psychiatrie
leidet der KlÃ¤ger an einer nicht nÃ¤her bezeichneten neurotischen StÃ¶rung sowie
unter einer rezidivierenden depressiven StÃ¶rung, die zum Zeitpunkt der
Begutachtung durch L1 am 01.12.2015 leicht- bis mittelgradig ausgeprÃ¤gt war.
Dies entnimmt der Senat dem Ã¼berzeugenden und in sich stimmigen
SachverstÃ¤ndigengutachten der A1 und dem Gutachten des L1. Soweit J1 in
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seinem, durch den Senat im Wege des Urkundsbeweises verwerteten Gutachten
vom 26.11.2013 die Diagnose einer AnpassungsstÃ¶rung mitgeteilt hat, ist diese
StÃ¶rung zwischenzeitlich remittiert und hat in der hier maÃ�geblichen Zeit ab dem
01.10.2016 nicht mehr bestanden. Hierzu hat A1 Ã¼berzeugend ausgefÃ¼hrt, dass
sich die AnpassungsstÃ¶rung nach dem Tod der Ehefrau im Jahr 2012 entwickelt
hat. Da es sich nach ihren schlÃ¼ssigen und gut nachvollziehbaren AusfÃ¼hrungen
bei einer AnpassungsstÃ¶rung um einen Zustand von subjektivem Leid und
emotionaler BeeintrÃ¤chtigung handelt, der wÃ¤hrend des Anpassungsprozesses
nach einer entscheidenden LebensverÃ¤nderung auftritt und die Diagnose der
AnpassungsstÃ¶rung maximal fÃ¼r eine Dauer von zwei Jahren nach dem
belastenden Ereignis gestellt werden kann, ist es fÃ¼r den Senat Ã¼berzeugend,
dass weder L1 noch A1 in ihren in den Jahren 2015 und 2019 erstellten Gutachten
weiterhin eine AnpassungsstÃ¶rung diagnostiziert haben, nachdem der Tod der
Ehefrau des KlÃ¤gers zu diesen Zeitpunkten mehr als zwei Jahre zurÃ¼ckgelegen
hat.

Durch die bei ihm bestehenden psychiatrischen Erkrankungen ist der KlÃ¤ger in
seiner LeistungsfÃ¤higkeit in qualitativer Hinsicht namentlich im Hinblick auf seine
geistige und psychische Belastbarkeit eingeschrÃ¤nkt. Die entnimmt der Senat
insbesondere dem Gutachten des L1. DarÃ¼ber hinausgehende quantitative
LeistungseinschrÃ¤nkungen vermag der Senat nicht festzustellen.

Soweit demgegenÃ¼ber der S1 in seiner sachverstÃ¤ndigen Zeugenauskunft vom
19.02.2019 mitgeteilt hat, er habe den KlÃ¤ger zuletzt im August 2018 weder
arbeits- noch berufsfÃ¤hig gesehen und damit in der Sache eine quantitative
LeistungseinschrÃ¤nkung bejaht hat, hÃ¤lt der Senat diese EinschÃ¤tzung nicht
fÃ¼r Ã¼berzeugend. Zur BegrÃ¼ndung seiner LeistungseinschÃ¤tzung hat der S1
auf die â��Gesamtbelastungâ�� verwiesen, die er insbesondere in der
UnterstÃ¼tzungsleistung des KlÃ¤gers gegenÃ¼ber seinen beiden erwachsenen
SÃ¶hnen und den Enkelkindern begrÃ¼ndet sieht. So fÃ¼hrt er aus, die Begleitung
des Ã¤lteren Sohnes erfordere im Hinblick auf dessen DrogenabhÃ¤ngigkeit viel
Energie und Zeit. Die verbleibende Zeit werde durch die UnterstÃ¼tzung des
jÃ¼ngeren Sohnes, der Vater von zwei kleinen Kindern sei, absorbiert. Zur
Ã�berzeugung des Senats lÃ¤sst sich hieraus keine quantitative
LeistungseinschrÃ¤nkung ableiten. Zwar geht auch der Senat davon aus, dass die
Betreuung der erwachsenen SÃ¶hne und der Enkelkinder viel Zeit in Anspruch
nimmt. Auch ist diese vom KlÃ¤ger Ã¼bernommene Rolle des â��KÃ¼mmerersâ��
nach den Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen der A1 Ausdruck der neurotischen
StÃ¶rung des KlÃ¤gers, die sich auf dem Boden einer altruistischen und
zwanghaften PersÃ¶nlichkeitsstruktur entwickelt hat. Dennoch begrÃ¼ndet dies
keine quantitative Leistungsminderung. Vielmehr hat A1 die umfangreichen
UnterstÃ¼tzungshandlungen des KlÃ¤gers als Beleg fÃ¼r dessen
LeistungsfÃ¤higkeit gesehen und hieraus abgeleitet, dass der KlÃ¤ger in der Lage
ist, ohne zeitliche EinschrÃ¤nkungen jegliche TÃ¤tigkeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes wahrzunehmen. Dies hÃ¤lt der Senat fÃ¼r schlÃ¼ssig und
Ã¼berzeugend, zumal die SachverstÃ¤ndige eine psychiatrische Erkrankung, in
deren Folge sich die UnterstÃ¼tzungshandlungen fÃ¼r den KlÃ¤ger als imperative
Verhaltensweise darstellen, nicht festgestellt hat und sich Anhaltspunkte fÃ¼r ein
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derartiges Krankheitsbild auch im Ã�brigen nicht aus der Aktenlage, insbesondere
nicht aus den sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussagen seiner behandelnden Ã�rzte
ergeben.

Ebensowenig begrÃ¼ndet die von L1 diagnostizierte leicht- bis mittelgradige
rezidivierende depressive StÃ¶rung eine quantitative LeistungseinschrÃ¤nkung, wie
L1 Ã¼berzeugend ausgefÃ¼hrt hat. Zur Ã�berzeugung des Senats ist diese
Erkrankung zu keinem Zeitpunkt des hier maÃ�geblichen Zeitraums ab dem
01.10.2016 mit einer rentenrelevanten EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und
GestaltungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers einhergegangen. Dies entnimmt der Senat auch
dem Umstand, dass der KlÃ¤ger bis auf die Zeit von April 2017 bis August 2018
keine regelmÃ¤Ã�ige psychotherapeutische Behandlung und zu keinem Zeitpunkt
eine psychopharmakologische Behandlung durchgefÃ¼hrt hat. Denn die fehlende
Ausnutzung therapeutischer Optionen spricht gegen einen hÃ¶heren Leidendruck,
wie er bei schwerwiegenderen Erkrankungen zu erwarten ist. Zudem ist der KlÃ¤ger
in dem hier maÃ�geblichen Zeitraum zur Selbstversorgung und zur Versorgung
seiner erwachsenen SÃ¶hne und der Enkelkinder in der Lage gewesen, was â�� wie
bereits oben dargestellt â�� ebenfalls fÃ¼r eine erhaltene LeistungsfÃ¤higkeit
spricht. Gegen schwerere BeeintrÃ¤chtigungen durch die leicht- bis mittelgradige
depressive StÃ¶rung spricht auch der Umstand, dass A1 bis auf eine
themenabhÃ¤ngige SubdepressivitÃ¤t keine depressiven Symptome festgestellt hat
und vor diesem Hintergrund schlÃ¼ssig auch nicht die Diagnose einer depressiven
StÃ¶rung gestellt hat. Hieraus schlieÃ�t der Senat, dass zum Zeitpunkt der
Begutachtung durch A1 die rezidivierende depressive StÃ¶rung remittiert war.

Ein Anspruch des KlÃ¤gers auf eine Erwerbsminderungsrente lÃ¤sst sich auch nicht
aus dem Umstand ableiten, dass sich der KlÃ¤ger ausweislich des endgÃ¼ltigen
Arztberichts des S2 vom 18.05.2020 aufgrund der Diagnose â��Wahnhafte
StÃ¶rungâ�� vom 25.02.2020 bis zum 06.03.2020 in der geschlossenen Station der
Klinik fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie III des UniversitÃ¤tsklinikums U1
befunden hat. Denn selbst wenn hiermit ab dem Aufnahmetag am 25.02.2020 der
Eintritt einer rentenrelevanten Verschlechterung seines psychischen Zustandes und
damit eines Leistungsfalls belegt sein sollte, fÃ¼hrt dies vorliegend nicht zu einem
Anspruch auf eine Erwerbsminderungsrente, da der KlÃ¤ger die fÃ¼r eine
Erwerbsminderungsrente erforderlichen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen
zu diesem Zeitpunkt nicht mehr erfÃ¼llt hat. Anspruch eine volle oder teilweise
Erwerbsminderung hat nÃ¤mlich nur, wer in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt
der Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte
BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit hat (vgl. Â§ 43 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 SGB VI).
Gem. Â§ 43 Abs. 4 Nr. 1 SGB VI verlÃ¤ngert sich der Zeitraum von fÃ¼nf Jahren vor
Eintritt der Erwerbsminderung um nicht mit PflichtbeitrÃ¤gen fÃ¼r eine versicherte
BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit belegte Anrechnungszeiten und Zeiten des Bezugs
einer Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Ausgehend vom einem
Leistungsfall am 25.02.2020 umfasst der 5-Jahreszeitraum die Zeit vom 25.02.2015
bis zum 24.02.2020. In diesem Zeitraum sind 21 Monate mit PflichtbeitrÃ¤gen
belegt. Da allerdings in dem 5-Jahreszeitraum durch den Bezug der
Erwerbsminderungsrente vom 01.02.2013 bis zum 30.09.2016 Zurechnungszeiten
i.S.d. Â§ 43 Abs. 4 Nr. 1 SGB VI liegen, ist der 5-Jahreszeitraum um wÃ¤hrend der
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Zurechnungszeit nicht mit Versicherungszeiten belegte Monate zu verlÃ¤ngern,
vorliegend auf die Zeit vom 01.10.2013 bis zum 24.02.2020. Auch in dem
verlÃ¤ngerten 5-Jahreszeitraum hat der KlÃ¤ger nur 27 Monate mit
PflichtbeitrÃ¤gen anstelle der erforderlichen 36 Pflichtbetragsmonate belegt und
erfÃ¼llt damit die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nicht.

Soweit der KlÃ¤ger neben den dargestellten psychischen Beschwerden auch unter
orthopÃ¤dischen EinschrÃ¤nkungen leidet, begrÃ¼nden auch diese keinen
Rentenanspruch. Die insoweit im Vordergrund stehenden
WirbelsÃ¤ulenbeschwerden gehen ausweislich der von A1 durchgefÃ¼hrten
orientierenden kÃ¶rperlichen Untersuchung nicht mit wesentlichen funktionellen
EinschrÃ¤nkungen einher, nachdem diese eine â��gute Entfaltung der LWSâ��
beobachtet hat. Dem entspricht es, dass die WirbelsÃ¤ulenbeschwerden ausweislich
der von K2 vorgelegten Befundunterlagen in der Vergangenheit lediglich durch
zeitweise physiotherapeutische Behandlung therapiert wurden. Ebensowenig
ergeben sich aus dem Befundbericht des G1 vom 17.05.2017 relevante
EinschrÃ¤nkungen. Vielmehr hat sich dort die HWS bei einer Rotation von 80-0-60Â°
und einer Neigung von 40-0-40Â° im Wesentlichen frei beweglich gezeigt. Dem
entspricht es, dass K2 ebenso wie J2 die orthopÃ¤dischen Beschwerden nicht als
leistungslimitierend angesehen haben, was schlieÃ�lich auch durch den KlÃ¤ger
selbst bestÃ¤tigt wird, indem dieser gegenÃ¼ber A1 angegeben hat, mit den
RÃ¼ckenschmerzen umgehen zu kÃ¶nnen.

Ein Rentenanspruch kann auch nicht auf die GrundsÃ¤tze einer schweren
spezifischen LeistungsbeeintrÃ¤chtigung oder einer Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen gestÃ¼tzt werden. Nach der Rechtsprechung des BSG
liegt eine volle Erwerbsminderung ausnahmsweise selbst bei einer mindestens
sechsstÃ¼ndigen ErwerbsfÃ¤higkeit vor, wenn der Arbeitsmarkt wegen besonderer
spezifischer LeistungseinschrÃ¤nkungen als verschlossen anzusehen ist. Dem liegt
zugrunde, dass eine Verweisung auf die verbliebene ErwerbsfÃ¤higkeit nur dann
mÃ¶glich ist, wenn nicht nur die theoretische MÃ¶glichkeit besteht, einen
entsprechenden Arbeitsplatz zu erhalten (vgl. BSG, Urteil vom 30.11.1983 â�� 5a
RKn 28/82 â�� juris, Rn. 27 ff. und zuletzt BSG, Urteil vom 11.12.2019 â�� B 13 R
7/18 R â�� juris, Rn. 28 ff.). Die Benennung einer konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit
ist bei Versicherten mit zumindest sechsstÃ¼ndigem LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r
leichte Arbeiten erforderlich, wenn die ErwerbsfÃ¤higkeit durch mehrere
schwerwiegende gesundheitliche EinschrÃ¤nkungen oder eine besonders
einschneidende Behinderung gemindert ist. Eine VerweisungstÃ¤tigkeit braucht erst
dann benannt zu werden, wenn die gesundheitliche FÃ¤higkeit zur Verrichtung
selbst leichter TÃ¤tigkeiten in vielfÃ¤ltiger, auÃ�ergewÃ¶hnlicher Weise
eingeschrÃ¤nkt ist. Ausgehend hiervon liegt bei dem KlÃ¤ger unter
BerÃ¼cksichtigung der von ihm zu beachtenden qualitativen EinschrÃ¤nkungen
weder eine besondere spezifische LeistungsbeeintrÃ¤chtigung noch eine
Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen vor. Nach dem Ergebnis
der Beweisaufnahme hat der Senat keine Zweifel, dass der KlÃ¤ger typische
Verrichtungen, die nur mit kÃ¶rperlich leichten Belastungen einhergehen (z. B.
Sortier- und MontiertÃ¤tigkeiten oder BÃ¼rodienste), ausfÃ¼hren kann.
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Auch ist der KlÃ¤ger in der Lage, einen Arbeitsplatz aufzusuchen. Es bestehen keine
Anhaltspunkte dafÃ¼r und wird vom KlÃ¤ger auch nicht vorgetragen, dass er nicht
viermal tÃ¤glich eine Strecke von 500 m in einem Zeitaufwand von jeweils unter 20
Minuten zurÃ¼cklegen und Ã¶ffentliche Verkehrsmittel benutzen kÃ¶nnte.

Dem KlÃ¤ger ist somit keine Rente wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung
zu gewÃ¤hren.

Ein Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 240 SGB VI wird vom KlÃ¤ger nicht geltend
gemacht und kommt vorliegend bereits deshalb nicht in Betracht, weil er nicht vor
dem 02.01.1961 geboren wurde.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision ist nicht zuzulassen, da keiner der GrÃ¼nde des Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1
und Nr. 2 SGG gegeben.

Â 

Erstellt am: 17.09.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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